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Dnidksadie Nr. 1323 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle besdbliefien, dem folgenden 
Gesetzentwurf seine Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

Über die freiwillige Höherversicherung 
in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen : 

§ 1 

In § 7 Absatz 1 des Gesetzes über die An- 
passung von Leistungen der Sozialversicherung 
an das veränderte Lohn- und Preisgefüge und 
über ihre finanzielle Sicherstellung (Sozialver- 
sicherungs-Anpassungsgesetz vom 17. Juni 1949 
- WiGBl. 1949 S. 99 - werden die Worte „und 
die freiwillige Höherversicherung” gestrichen. 

§ 2 

Zu jedem Beitrag für die Pflichtversicherung, 
Selbstversicherung oder freiwillige Weiterver- 
sicherung kann ein Beitrag der Klassen I bis 
XII {§ 8 Absatz 2 des Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetzes) für die freiwillige Höher- 
versicherung entrichtet werden. Die Beitrags- 
klasse kann frei gewählt werden. 

§ 3 

Fiir die freiwillige Höhervetsicherütig sind 
besondere Beitragsmarken mit den aufgedruckten 
Buchstaben j,HV” zu verwenden* 
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§ 4 

Der jährlidie Steigerungsbetrag der Invaliden- 
rente oder des Ruhegeldes ist Ve ^dr die 
freiwillige Höher Versicherung gemäß § 2 ent- 
richteten Beiträge. Er wird zusätzlich zur 
Mindestrente nach dem Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetz gewährt, wenn diese Rente 
zu zahlen ist. § 1544 der RVO findet auf die 
gemäß § 2 für die Höherversicherung entrichteten 
Beiträge keine Anwendung. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1, Juli 
1949 in Kraft. Beiträge ^können nach § 2 im 
Rahmen der allgemeinen Bestimmungen nach- 
entrichtet werden. 


Bonn, den 8. September 1950 


Ollenhauer und Fraktion 



